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Satzung
Datum der letzten Änderung: 08.07.2021.

Präambel
Angesichts des Eintritts in das digitale Zeitalter, in dem realer und virtueller Raum gleichbe-
rechtigt nebeneinander die soziale, kulturelle und wissenschaftliche Entwicklung der Mensch-
heit prägen werden, ergeben sich Fragen, deren Stellung und Bearbeitung langfristiges Ziel
der Free Software Foundation Europe sein wird.

Unmittelbare Aufgabe ist im Hinblick darauf die selbstlose Tätigkeit zur Förderung von Freier
Software (engl. „Free Software“) sowie der Prägung und Verbreitung des Bewusstseins der
mit ihr zusammenhängenden philosophischen und gesellschaftlichen Fragen.

Damit tritt die FSFE als offizielle Schwesterorganisation der durch Richard M. Stallman in den
Vereinigten Staaten von Amerika gegründeten Free Software Foundation an deren Seite. Die-
se in den USA als gemeinnützig anerkannte Organisation widmet sich seit 1985 der Förde-
rung und Verbreitung von Free Software und insbesondere dem GNU-System, einem Unix-ar-
tigen Betriebssystem auf Basis Freier Software, dessen bekannteste Variante, GNU/Linux, mit
wachsendem Erfolg seit etwa 1993 auf vielen Rechnern im Einsatz ist.

Der Begriff Freier Software im Sinne der FSFE bezieht sich nicht auf den Preis, sondern viel-
mehr auf die folgenden vier Freiheiten:

1. Freiheit: Die Freiheit, ein Programm für jeden Zweck einsetzen zu dürfen;

2. Freiheit: Die Freiheit, untersuchen zu dürfen, wie ein Programm funktioniert, und es
den eigenen Bedürfnissen anzupassen;

3. Freiheit: Die Freiheit, Kopien für andere machen zu dürfen;

4. Freiheit: Die Freiheit, das Programm verbessern zu dürfen und diese Verbesserun-
gen zum allgemeinen Wohl zugänglich zu machen.

Diese Definition Freier Software geht ursprünglich zurück auf den Grundgedanken des freien
Austauschs von Wissen und Ideen, wie er traditionell im Feld der Wissenschaft zu finden ist.
Software ist, wie auch Gedanken, nichtstofflich und verlustfrei kopierbar. Das Weiterreichen
dient einem evolutionären Prozess, über den Ideen und Software weiterentwickelt werden.
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Nur Freie Software bewahrt die Nachvollziehbarkeit und Möglichkeit der Fortentwicklung wis-
senschaftlicher Ergebnisse. Sie ist daher im wissenschaftlichen Diskurs die einzige Art von
Software, die den Idealen einer freien Wissenschaft entspricht. Dementsprechend resultiert
aus der Förderung Freier Software auch eine Förderung der Forschung.

Die Verbreitung von Informationen und die Meinungsbildung wird zunehmend durch digitale
Medien geprägt, und es existieren Pläne zur direkteren Einbindung der Bürger mit Hilfe digita-
ler Technologien in die Demokratie. Eine zentrale Aufgabe der FSFE besteht daher in der Her-
anbildung eines in diesen Belangen mündigen Bürgers und der Förderung eines demokrati-
schen Staatswesens.

Der digitale Raum mit Software als seinem Medium und seiner Sprache besitzt ein gewaltiges
Potential zur Förderung aller geistig-kulturellen Belange der Menschheit. Durch die allgemeine
Verfügbarmachung und Offenlegung dieses Mediums gewährleistet Freie Software Chancen-
gleichheit sowie den Schutz der Privatsphäre.

Die Ausprägung des Bewusstseins in allen Bevölkerungsschichten für die mit dem digitalen
Zeitalter verbundenen Probleme ist langfristiges Ziel und einer der Kernpunkte der Tätigkeit
der FSFE.

Daher wird mit der FSFE die Förderung des verstärkten Einsatzes von Freier Software in
Schulen und Universitäten angestrebt, um parallel mit der Prägung des Problembewusstseins
für den realen Raum während der Ausbildung auch die Prägung des Problembewusstseins
und Verständnisses für den virtuellen Raum zu vollziehen.

Freie Software garantiert nachvollziehbare Ergebnisse und Entscheidungsprozesse in Wis-
senschaft und öffentlichem Leben sowie die Rechte des Einzelnen auf Entfaltung der Persön-
lichkeit und Meinungsfreiheit. Daher ist es Aufgabe der FSFE, Freie Software in alle Gebiete
zu tragen, die das öffentliche Leben oder die „informationellen Menschenrechte“ der Bürger
berühren.
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§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr
(1) Der Verein führt den Namen „Free Software Foundation Europe“. Er soll in das Ver-

einsregister eingetragen werden; nach der Eintragung führt er den Zusatz „e.V.“.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Hamburg.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck, Aufgaben, Gemeinnützigkeit
(1) Zweck der FSFE ist die Förderung und Verbreitung Freier Software, um unter 

Beachtung der in der Präambel aufgeführten Grundsätze den freien Wissensaustausch
und die Chancengleichheit beim Zugang zu Software zu unterstützen sowie:
1. die Förderung der  Volks- und Berufsbildung 

1. durch die Schulung der Öffentlichkeit  über das Bildungspotenzial  Freier Soft-
ware sowie den Einsatz Freier Software im Bildungssektor durch Vernetzung in-
teressierter Personen, Organisation von Workshops und öffentlichen Vorträgen
und Veranstaltungen

2. als auch die Wissensvermittlung zu Grundlagen von Freier Software sowie dem
dazugehörigen Fachwissen, insbesondere in Hinblick auf Technologie, Freiheit,
Souveränität  und Selbstbestimmung gegenüber der Öffentlichkeit, öffentlichen
Einrichtungen und gemeinnützigen Organisationen

3. sowie die Erstellung von Informationsmaterialien und bewährten Verfahren 

4. und die Bereitstellung von zumeist ehrenamtlichen Übersetzungen verfügbarer
Informationen über Freie Software in verschiedenen Landessprachen sowie ei-
nes biarrierefreien Zugangs

2. die Förderung von Wissenschaft und Forschung

1. durch die Durchführung von Forschungsprojekten und Förderung wissenschaftli-
cher  Grundsätze  in  der  Softwareentwicklung  sowie  die  zeitnahe  Veröffentli-
chung und Verbreitung der Ergebnisse inklusive der Entwicklung und Bereitstel-
lung von Freier Software damit diese wissenschaftlich untersucht, verifiziert und
falsifiziert werden kann 
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2. und der Koordination und Organisation von Arbeitsgruppen zum Austausch wis-
senschaftlicher Erkenntnisse 

3. sowie der Beratung von Wissenschaftlern und wissenschaftlichen Einrichtungen
wie Freie Software im wissenschaftlichen Prozess unterstützend eingesetzt wer-
den kann.

3. die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten vorgenannter ge-
meinnütziger Zwecke 

1. durch die Koordination und materielle Unterstützung von Gruppen Ehrenamtli-
cher, die die gleichen gemeinnützigen Ziele verfolgen, etwa durch die Bereitstel-
lung von Räumen sowie der Organisation und  Durchführung von Veranstaltun-
gen 

2. und die Entwicklung, Bereitstellung und Koordination von Online-Kollaborations-
und Partizipationsplattformen und -anwendungen zum gemeinsamen Austausch
und der Befähigung für bürgerliches Engagement 

3. sowie die Schulung der Öffentlichkeit über das Potential Freier Software für bür-
gerschaftliches Engagement

(2) Darüber hinaus engagiert sich der Verein zur Erfüllung der genannten Zwecke zudem 

1. die unentgeltliche Unterstützung und Beratung, von Programmierern und Interes-
sierten, die die gemeinnützigen Ziele der FSFE durch die Entwicklung Freier Soft-
ware verwirklichen, etwa durch die Beauftragung von Softwareentwicklung die der
Allgemeinheit unter Freien-Software-Lizenzen zur Verfügung gestellt wird;

2. die kostenfreie Beratung in rechtlichen Fragen bezüglich der Wahl und der Durch-
setzung der angemessenen Lizenzen Freier Software in Bezug auf die von ihnen
entwickelte Software und in organisatorischen Fragen.

(3) Die FSFE verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des
Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Die FSFE ist selbstlos
tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftlichen Ziele.

(4) Mittel der FSFE dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwandt werden. Die Mit-
glieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person
durch Ausgaben, die dem Zweck der FSFE fremd sind oder durch unverhältnismäßige
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Vergütungen begünstigt werden. Dies gilt  insbesondere für hauptamtliche Mitglieder,
die eine angemessene Vergütung für die geleistete Arbeit erhalten können.

(5) Daneben kann der FSFE auch die ideelle und finanzielle Förderung anderer steuerbe-
günstigter Körperschaften, Körperschaften des öffentlichen Rechts oder auch von aus-
ländischen Körperschaften zur ideellen und materiellen Förderung und Pflege der För-
derung der in Punkt (1) genannten gemeinnützigen Zwecke vornehmen (gem. § 58 Nr.
1 AO). Darüber hinaus darf der FSFE Mittel im Sinne des § 58 Nr. 2 AO teilweise einer
anderen ebenfalls steuerbegünstigten Körperschaft oder einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts zur Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke zur Verfügung
stellen.

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
(1) Mitglied der FSFE kann jede in- oder ausländische natürliche oder juristische Person

werden. Natürliche Personen müssen das 16. Lebensjahr vollendet haben. Minderjäh-
rige besitzen kein passives Wahlrecht.

(2) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag
an den Präsidenten.

(3) Die Mitgliederversammlung entscheidet über den Aufnahmeantrag mit mit einer Mehr-
heit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben
daher  ausser  Betracht.  Der  Präsident  kann  dem  Aufnahmeantrag  vorübergehend
stattgeben; der Aufnahmeantrag muss dann bei der nächsten ordentlichen Mitglieder-
versammlung bestätigt werden. Bei Ablehnung des Antrages besteht keine Verpflich-
tung, dem Antragsteller die Gründe mitzuteilen.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft endet

1. mit dem Tod des Mitglieds bei natürlichen Personen bzw. seiner Liquidation bei ju-
ristischen Personen;

2. durch Austritt aus dem Verein;

3. durch Ausschluss aus dem Verein.

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Präsidenten. Bei be-
schränkt Geschäftsfähigen ist die Austrittserklärung auch von dem gesetzlichen Ver-
treter zu unterschreiben. Der Austritt kann jederzeit erklärt werden.
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(3) Der Exekutivrat kann ein Mitglied aus dem Verein ausschließen, wenn nach Ansicht 
des Exekutivrats das Verhalten des Mitglieds die Funktionsfähigkeit des Vereins 
schädigt. Für den Ausschluss eines Mitglieds ist das folgende Verfahren anzuwenden:
1. Der Exekutivrat unterrichtet das Mitglied schriftlich über die Gründe für die Prüfung

ihres Ausschlusses;

2. Das Mitglied hat sieben Tage Zeit, um auf die Bedenken des Exekutivrates schrift-
lich zu reagieren;

3. Nach Ablauf der sieben Tage hat der Exekutivrat die Antwort des Mitglieds, falls
vorhanden,  gebührend zu  berücksichtigen  und einen Beschluss  über  den Aus-
schluss des Mitglieds zu fassen;

4. Der Exekutivrat teilt dem Mitglied seinen Beschluss schriftlich mit;

5. Wenn der Exekutivrat beschlossen hat, das Mitglied auszuschließen, hat das Mit-
glied vierzehn Tage Zeit, um den Beschluss an die Mitgliederversammlung zu rich-
ten, indem es den Exekutivrat schriftlich benachrichtigt;

6. Beschließt das Mitglied, gegen den Beschluss des Exekutivrates Berufung einzule-
gen, so wird dieser auf die Tagesordnung der nächsten Mitgliederversammlung ge-
setzt;

7. Das Mitglied bleibt von allen Verpflichtungen und Rechten ausgeschlossen, bis die
Berufung zurückgezogen oder von der Mitgliederversammlung ein Beschluss ge-
troffen wurde;

8. Drei Viertel der verbleibenden Mitglieder, die in der nächsten Mitgliederversamm-
lung anwesend oder vertreten sind, können den Beschluss des Exekutivrates be-
stätigen.

In jeder Phase des Prozesses kann der Exekutivrat den Prozess unterbrechen für bila-
terale Diskussionen; der Exekutivrat kann beschließen, jede Frist, der das Mitglied un-
terliegt, zu verlängern. Ein Mitglied, das vom Exekutivrat ausgeschlossen wurde, aber
gegen seinen Ausschluss bei der Mitgliederversammlung Berufung eingelegt hat, kann
die Berufung jederzeit zurückziehen, indem es dem Exekutivrat dies schriftlich mitteilt
womit der Ausschluss endgültig wird.



§ 5 Mitgliedsbeiträge, Vergütungen 7

§ 5 Mitgliedsbeiträge, Vergütungen
(1) Von den Mitgliedern des Vereins können jährliche Beiträge in Geld erhoben werden.

Mitglieder können ihre Beiträge in Form von finanziellen Zuwendungen oder durch frei-
willige Arbeit bezahlen. Die Höhe der Beiträge, deren Fälligkeit und das Verfahren für
deren Erhebung werden von der Mitgliederversammlung bestimmt.

(2) Der Präsident, der Vizepräsident, der Finanzleiter sowie andere Organe, denen durch
Satzung oder Beschluss der Mitgliederversammlung Aufgaben des Vereins übertragen
worden sind, können für Tätigkeiten im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung eine an-
gemessene Vergütung sowie Ersatz ihrer notwendigen Auslagen erhalten. Die Ange-
messenheit der Vergütung ist insbesondere anhand der finanziellen Lage des Vereins
und den jeweiligen Aufgaben des Organs zu bestimmen und darf nicht höher sein als
die übliche Vergütung für vergleichbare freiberufliche Tätigkeiten bei entsprechenden
nicht-steuerlich begünstigten Einrichtungen, wirtschaftlichen Unternehmen oder staatli-
chen Einrichtungen (z.B. IT-Branche) bemessen wird. Die Höhe der Vergütung dieser
Organe wird durch die Mitgliederversammlung bestimmt.

(3) Mitglieder und Nichtmitglieder können für Tätigkeiten zur Erfüllung des satzungsmäßi-
gen Zwecks (z.B. Projektarbeiten) vergütet werden, wenn diese mit dem Vereinszweck
vereinbar sind und die Vergütung angemessen ist. Als angemessen ist eine Vergütung
für solche Tätigkeiten in der Regel anzusehen, wenn sie nicht höher als die übliche
Vergütung für vergleichbare freiberufliche Tätigkeiten bei entsprechenden nicht-steuer-
lich  begünstigten Einrichtungen,  wirtschaftlichen Unternehmen oder  staatlichen Ein-
richtungen (z.B. IT-Branche) bemessen wird. Die Voraussetzungen einer Vergütung für
Mitglieder und Nicht-Mitglieder, deren Höhe und weitere Ausgestaltung werden durch
die Mitgliederversammlung oder auf deren Beschluss durch das hierfür ermächtigte
Organ bestimmt.

§ 6 Organe des Vereins
Die Free Software Foundation Europe bildet eine europäische Verbandsstruktur. Organe der
FSFE sind:

1. die Mitgliederversammlung;

2. der Präsident;

3. der Vizepräsident;

4. der Finanzleiter;
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5. der Geschäftsführer;

6. der Exekutivrat.

§ 7 Die Mitgliederversammlung
(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied, das eine natürliche Person ist, eine

Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied durch schriftliche
Mitteilung an den Präsidenten bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede
Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied kann nicht für mehr als ein
Drittel aller Mitglieder das Stimmrecht ausüben.

(2) Die Mitgliederversammlung hat die alleinige Zuständigkeit für folgende Angelegenhei-
ten:

1. Budgetierung;

2. Bestimmung der Verfügungsgrenze für finanzielle Entscheidungen des Geschäfts-
führers;

3. Bestimmung  der  Agenda  und  Prioritäten  für  Präsident,  Vizepräsident  und  Ge-
schäftsführer;

4. Entgegennahme des Jahresberichts des Präsidenten, Vizepräsidenten, Geschäfts-
führers und Finanzleiters;

5. Entlastung der Organe;

6. Wahl  und  Abberufung  des  Präsidenten,  Vizepräsidenten,  Finanzleiters  und  Ge-
schäftsführers.

(3) Mitglieder haften gegenüber der FSFE für die Bewahrung der vertraulichen und kriti-
schen Informationen der FSFE. Diese Verpflichtung besteht auch nach Ende der Mit-
gliedschaft fort.

(4) Mitglieder haften gegenüber dem Verein nicht für leicht fahrlässiges Verhalten.

§ 8 Die Einberufung der Mitgliederversammlung
(1) Mindestens einmal im Kalenderjahr soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfin-

den. Sie wird vom Präsidenten unter Einhaltung einer Frist von sechs Wochen schrift-
lich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Ab-
sendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem
Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich be-
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kannt  gegebene Adresse oder  E-Mail-Adresse gerichtet  ist.  Mit  schriftlicher Zustim-
mung von drei Vierteln Mitgliedern kann die Einladungsfrist auf drei Wochen verkürzt
werden.

(2) Die Tagesordnung setzt der Präsident fest. Jedes Mitglied kann bis spätestens einer
Woche vor einer Mitgliederversammlung beim Präsidenten schriftlich eine Ergänzung
der Tagesordnung beantragen. Der Präsident hat zu Beginn der Mitgliederversamm-
lung die Ergänzung bekannt zu geben. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesord-
nung, die in Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Versammlung.

§ 9 Die außerordentliche Mitgliederversammlung
Der Präsident kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese
muss einberufen werden, wenn die Einberufung von mindestens einem Viertel aller Mitglieder
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Präsidenten verlangt wird. Für die
außerordentliche Mitgliederversammlung gelten § 7, § 8 und § 10 entsprechend.

§ 10 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Präsidenten, bei dessen Verhinderung vom Vi-

zepräsidenten und bei dessen Verhinderung vom Finanzleiter geleitet.

(2) Die  Art  der  Abstimmung bestimmt der  Versammlungsleiter.  Die Abstimmung muss
schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der Abstimmung anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt.

(3) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich.

(4) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen
wurde  und  mindestens  ein  Drittel  sämtlicher  Vereinsmitglieder  anwesend  ist  oder
durch anwesende Vereinsmitglieder vertreten wird. Bei Beschlussunfähigkeit  ist  der
Präsident verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung
mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der
erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

(5) Soweit nicht in der Satzung etwas anderes bestimmt ist, fasst die Mitgliederversamm-
lung Beschlüsse mit  einfacher Mehrheit  der abgegebenen gültigen Stimmen; Stim-
menenthaltungen bleiben daher außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch
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eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen notwendig; Enthal-
tungen bleiben ausser Betracht. Zur Auflösung der FSFE ist eine Mehrheit von vier
Fünfteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Eine Änderung des Zwecks
der FSFE kann mit einer Mehrheit von vier Fünftel der abgegebenen gültigen Stimmen
beschlossen werden.

(6) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen
erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen er-
halten, so findet zwischen den beiden Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten
haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann derjenige, der die meisten Stimmen er-
halten hat. Bei gleicher Stimmenzahl ist einmal eine neue Wahl erforderlich; besteht
die Stimmgleichheit fort, entscheidet das Los.

(7) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, dass vom
Protokollführer und dem Versammlungsleiter  zu unterzeichnen ist.  Es soll  folgende
Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versamm-
lungsleiters und des Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tages-
ordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Sat-
zungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden.

§ 11 Der Präsident
(1) Der Präsident wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren, ge-

rechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Präsidenten
im Amt.

(2) Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Mit dem Ende der Mitgliedschaft in der Organisati-
on endet auch das Amt des Präsidenten.

(3) Tritt  der Präsident vorzeitig zurück oder scheidet der Präsident vorzeitig aus, über-
nimmt der Vizepräsident automatisch die Rolle des Präsidenten bis zur nächsten regu-
lären Wahl eines neuen Präsidenten.

(4) Der Präsident ist für alle Angelegenheiten der FSFE zuständig, soweit sie nicht durch
Satzung einem anderen Organ der FSFE übertragen sind. Er hat insbesondere folgen-
de Aufgaben:

1. Koordination der substantiellen und politischen Meinungsbildung innerhalb der Mit-
gliederversammlung;
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2. Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der
Tagesordnung;

3. Erstellung des Jahresberichts;

4. Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern;

5. Unterstützung und Kontrolle der Landesvereine;

6. Repräsentation des Vereins nach außen;

7. gesetzliche Vertretung der Organisation gemäss § 26 Par. 2 S. 1 BGB.

8. Die Zusammenarbeit mit dem Vizepräsidenten;

9. Die Überwachung des Geschäftsführers in seiner Umsetzung der durch die Mitglie-
derversammlung vorgegebenen Prioritäten und Strategien.

(5) Der Präsident haftet gegenüber dem Verein nicht für leicht fahrlässiges Verhalten.

§ 12 Der Vizepräsident
(1) Der Vizepräsident unterstützt und berät den Präsidenten in allen Aufgaben.

(2) Der Vizepräsident vertritt den Präsidenten in den folgenden Fällen:

1. Ausscheiden des Präsidenten;

2. vorübergehende Unabkömmlichkeit des Präsidenten;

3. schriftliche Übertragung von Zuständigkeiten durch den Präsidenten.

(3) Der Präsident ist unabkömmlich, wenn er dies dem Vizepräsidenten schriftlich mitteilt.
Der Vizepräsident führt die Geschäfte, solange und in dem Umfang, wie ihm dies vom
Präsidenten schriftlich aufgetragen wurde. Der Präsident gilt als unabkömmlich, wenn
er mehr als sieben Tage nicht erreichbar ist oder wegen Krankheit sein Amt nicht aus-
üben kann.

(4) Der Vizepräsident wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren,
gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Präsidenten
im Amt.

(5) Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Mit dem Ende der Mitgliedschaft in der Organisati-
on endet auch das Amt des Vizepräsidenten.

(6) Scheidet der Vizepräsident vorzeitig aus, kann der Präsident für die restliche Amtsdau-
er des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen.
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(7) Der Vizepräsident haftet gegenüber dem Verein nicht für leicht fahrlässiges Verhalten.

§ 13 Der Finanzleiter
(1) Der Finanzleiter ist zuständig für die Überwachung der Finanzen im Auftrag der Mitglie-

derversammlung der FSFE. Er überwacht die finanziellen Entscheidungen und die Ver-
waltung des Geschäftsführers und erstattet der Mitgliederversammlung Bericht.

(2) Der Finanzleiter ist verantwortlich, den Exekutivrat im Falle von Änderungen der Bud-
getierung zwischen zwei Mitgliederversammlungen zu beraten.

(3) Der Finanzleiter muss insbesondere sicherstellen, dass

1. der Verein selbstlos tätig ist;  er  verfolgt  nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke,

2. Mittel des Vereins nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden dürfen
und die Mitglieder keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins erhalten,

3. keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden darf,

4. Mittel der FSFE nur dann und nur zu einem Teil für andere steuerbegünstigte Orga-
nisationen verwandt werden dürfen, wenn diese Organisationen die Mittel zu sat-
zungsmäßigen Zwecken verwenden.

5. Verwaltungsausgaben, die dem Zweck der FSFE fremd sind, nicht bewilligt werden
dürfen. Dies gilt auch für unverhältnismäßig hohe Vergütungen.

(4) Der Finanzleiter wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren,
gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des neuen Fi-
nanzleiters im Amt.

(5) Wählbar sind nur Mitglieder der FSFE. Mit dem Ende der Mitgliedschaft im Verein en-
det auch das Amt des Finanzleiteren.

(6) Tritt der Finanzleiter vorzeitig zurück oder scheidet der Finanzleiter vorzeitig aus, kann
der Präsident für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wäh-
len.

(7) Der Finanzleiter haftet gegenüber dem Verein nicht für leicht fahrlässiges Verhalten.
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§ 14 Der Geschäftsführer
(1) Der  Geschäftsführer  koordiniert  die  täglichen  Aktivitäten  des  Vereins  gemäss  den

durch die Mitgliederversammlung bestimmten Budgets und Prioritäten. Er tut dies in
Absprache mit dem Präsidenten und Vizepräsidenten des Vereins.

(2) Der  Geschäftsführer  wird  durch  die  Mitgliederversammlung  auf  Grundlage  eines
schriftlichen Vertrages bestellt, der durch den Präsidenten im Namen des Vereins un-
terzeichnet wird.

(3) Der Geschäftsführer bleibt im Amt bis sein Vertrag endet, oder durch die Mitgliederver-
sammlung  oder  dem Präsidenten  im Auftrag  der  Mitgliederversammlung  gekündigt
wird.

(4) Der Geschäftsführer sollte kein Mitglied der Mitgliederversammlung sein, doch der Bei-
tritt zum oder Austritt aus dem Verein lässt die Position des Geschäftsführers unbe-
rührt.

(5) Sollte der Geschäftsführer vorzeitig ausscheiden oder dauerhaft unabkömmlich sein,
so kann der Präsident einen Nachfolger ernennen.

(6) Der Geschäftsführer ist zuständig für die Verwaltung und Geschäftsführung des Ver-
eins, einschließlich der

1. Koordination und Aufsicht über die Angestellten;

2. Vertretung der Organisation in Vertragsdingen;

3. Vertretung der Organisation gegenüber finanziellen Institutionen;

4. Vertretung der Organisation in Steuerfragen;

5. Koordination des Verwaltungsbüros der FSFE;

6. Koordination des Exekutivrats der FSFE;

7. Koordination des ausführenden Teams der FSFE, bestehend aus Angestellten und
Freiwilligen;

8. Erstellung des jährlichen Exekutivberichts für die jährliche Mitgliederversammlung.

(7) Der Geschäftsführer führt die Finanzen entsprechend dem Budget und den Prioritäten,
die durch die Mitgliederversammlung festgelegt wurden. Die Budgetierung und die Pri-
oritäten müssen sicherstellen, dass
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1. Mittel der FSFE nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwandt werden dürfen und
die FSFE selbstlos tätig ist.

2. die  Mitglieder  keine  Gewinnanteile  und  sonstige  Zuwendungen  aus  Mitteln  der
FSFE oder ihrer Landesvereine erhalten dürfen. Dies gilt auch beim Ausscheiden
von Mitgliedern.

3. Mittel der FSFE nur dann und nur zu einem Teil für andere steuerbegünstigte Orga-
nisationen verwandt werden dürfen, wenn diese Organisationen die Mittel zu sat-
zungsmäßigen Zwecken verwenden.

4. Verwaltungsausgaben, die dem Zweck der FSFE fremd sind, nicht bewilligt werden
dürfen. Dies gilt auch für unverhältnismäßig hohe Vergütungen.

(8) Änderungen am Budget durch den Geschäftsführer zwischen zwei Mitgliederversamm-
lungen bedürfen der Zustimmung durch den Exekutivrat.

(9) Ausgaben, die in ihrer Gesamtheit  die durch die Mitgliederversammlung festgelegte
Verfügungsgrenze des Geschäftsführers überschreiten, können nicht durch den Ge-
schäftsführer alleine genehmigt werden und bedürfen der Zustimmung durch den Exe-
kutivrat.

(10) Der Geschäftsführer haftet gegenüber dem Verein nicht für leicht fahrlässiges Verhal-
ten.

(11) Aus wichtigem Grund oder wenn das Vertrauensverhältnis mit dem Geschäftsführer
zerrüttet ist, kann der Geschäftsführer durch Beschluss des Präsidenten seiner Verant-
wortung enthoben und von allen Rechten und Pflichten mit sofortiger Wirkung freige-
stellt werden. Der Beschluss des Präsidenten ist schriftlich zu begründen und dem Ge-
schäftsführer zuzusenden. Gegen den Beschluss kann der Geschäftsführer Berufung
an die Mitgliederversammlung einlegen. Die Berufung ist innerhalb von zwei Wochen
nach Zugang des Beschlusses beim Präsidenten einzulegen. Der Präsident hat binnen
drei Monaten nach fristgemäßer Einlegung der Berufung eine Mitgliederversammlung
einzuberufen, die den Beschluss des Präsidenten mit einer einfachen Mehrheit bestäti-
gen  kann.  Bis  zur  endgültigen  Entscheidung  bleibt  der  Geschäftsführer  von  allen
Pflichten und Rechten suspendiert.

§ 15 Der Exekutivrat
Der Exekutivrat der FSFE besteht aus dem Geschäftsführer, Präsidenten und Vizepräsiden-
ten.



§ 15 Der Exekutivrat 15

(1) Der Exekutivrat wird durch den Geschäftsführer koordiniert.

(2) Der Exekutivrat ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend sind,
darunter der Präsident. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst.

(3) Der Exekutivrat ist verantwortlich für die

1. Freigabe von Ausgaben, deren Gesamtsumme die durch die Mitgliederversamm-
lung festgelegte Verfügungsgrenze des Geschäftsführers überschreiten;

2. Beratung  des  Geschäftsführers  in  der  Umsetzung  der  durch  die  Mitgliederver-
sammlung vorgegebenen Prioritäten und Strategie;

3. Bestätigung von Änderungen am Budget zwischen zwei Mitgliederversammlungen
nach Beratung mit dem Finanzleiter.

(4) Mitglieder des Exekutivrats haftet gegenüber dem Verein nicht für leicht fahrlässiges
Verhalten.

§ 16 Auflösung des Vereins
(1) Die Auflösung der FSFE kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in § 10 fest-

gelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden.

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts Anderes beschließt, ist der Vorsitzende der ver-
tretungsberechtigte Liquidator.

(3) Bei  Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-
cke fällt  sein  Vermögen an die  Stiftung „The Document  Foundation“  (Berlin  St.-Nr..
27/641/01975) bzw. bei deren Wegfall an den „Transparency International Deutschland
e.V.“ ( Berlin St.-Nr.. 27/678/53744) die bzw. der es unmittelbar und ausschließlich für
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn die FSFE aus einem an-
deren Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.

§ 17 Schriftform
Die Schriftform ist eingehalten, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:

1. handschriftlich unterzeichnetes Papierdokument;
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2. E-Mail, die mit einem dem Stand der Technik genügenden Schlüssel signiert ist. Der
Verein entscheidet,  was als  Stand der  Technik anzusehen ist  und der  Schlüssel
muss von dem Verein zertifiziert sein.

§ 18 Gerichtsstand
Gerichtsstand für alle aus dieser Satzung sich ergebenden Rechte und Pflichten ist Hamburg.
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